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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH
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2 . Bundesgesetz: Mineralölsteuergesetz 1959 — MinStG. 1959.
3 . Bundesgesetz: Zweites Verstaatlichungs-Entschädigungsgesetz.
4 . Bundesgesetz: Abänderung und Ergänzung des Tierärztekammergesetzes.
5 . Bundesgesetz: 2. Weingesetznovelle 1959.

2 . Bundesgesetz vom 18. Dezember
1959, über die Mineralölsteuer (Mineralöl-

steuergesetz 1959 — MinStG. 1959).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Steuergegenstand.

§ 1. (1) Mineralöl, das im Zollgebiet (§ 1 des
Zollgesetzes 1955, BGBl. Nr. 129) gewonnen
oder hergestellt oder in das Zollgebiet einge-
führt wird, unterliegt einer Verbrauchsteuer
(Mineralölsteuer).

(2) Mineralöl im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind

a) Waren der Nummern 27.07 A, 27.09,
27.10 A bis D und 29.01 C des Zolltarifes
(Zolltarifgesfitz 1958, BGBl. Nr. 74);

b) Waren der Nummer 27.07 D des Zoll-
tarifes, die 70 oder mehr Gewichtsprozent
Kohlenwasserstoffe enthalten und bei deren
Destillation bis 200° C einschließlich der
Destillationsverluste mindestens 90 Volum-
prozent übergehen;

c) Waren der Nummer 27.10 E und I des
Zolltarifes, bei deren Destillation bis
300° C mindestens 20 Volumprozent über-
gehen und deren Viskosität bei 20° C
nicht mehr als 37'4 Zentistok beträgt;

d) acyclische gesättigte Kohlenwasserstoffe der
Nummer 29.01 E des Zolltarifes, die bei
einer Temperatur von 15° C und einem
Druck von einer physikalischen Atmo-
sphäre flüssig sind und bei deren Destilla-
tion bis 300° C mindestens 20 Volum-
prozent übergehen;

e) die in Waren der Nummern 36.08 B und
98.10 des Zolltarifes enthaltenen flüssigen
Brennstoffe der unter lit. a bis d bezeich-
neten Art.

Steuersätze.

§ 2. (1) Die Mineralölsteuer beträgt 46 S für
100 kg Eigengewicht

a) der Waren der Nummern 27.07 A und D,
27.10 A und B und 29.01 C des Zoll-
tarifes;

b) der Waren der Nummern 27.10 I und
29.01 E des Zolltarifes, bei deren Destilla-
tion bis 200° C einschließlich der Destilla-
tionsverluste mindestens 90 Volumprozent
übergehen.

(2) Für anderes Mineralöl beträgt die Mineral-
ölsteuer 18 S für 100 kg Eigengewicht.

(3) Die in Waren der Nummern 36.08 B und
98.10 des Zolltarifes enthaltenen flüssigen Brenn-
stoffe unterliegen je nach ihrer Art dem Steuer-
satz nach Abs. 1 oder Abs. 2.

(4) Eigengewicht ist das Gewicht des Mineral-
öls ohne Umschließung.

Erhebung der Mineralölsteuer anläßlich der
Einfuhr.

§ 3. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht
anderes bestimmt ist, gelten für die Erhebung
der Mineralölsteuer für Mineralöl, das in das
Zollgebiet eingeführt wird, sinngemäß die Be-
stimmungen des Zollgesetzes 1955, BGBl.
Nr. 129.

(2) Die Erhebung der Mineralölsteuer anläß-
lich der Einfuhr von Mineralöl obliegt den Zoll-
ämtern.

Steuerschuld, Steuerschuldner.

§ 4. (1) Die Steuerschuld entsteht dadurch,
a) daß rohes Erdöl (Nummer 27.09 des Zoll-

tarifes) aus dem Betrieb, in dem es gewon-
nen wurde, weggebracht wird oder daß
Mineralöl aus einem Erzeugungsbetrieb
(§ 9) oder einem Freilager (§ 13) wegge-
bracht oder in einem Erzeugungsbetrieb
oder einem Freilager verbraucht wird;

b) daß auf Grund eines Freischeines (§ 19)
bezogenes oder eingeführtes Mineralöl be-
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stimmungswidrig verwendet oder, ohne
Bestandteil einer Ware geworden zu sein,
die kein Mineralöl ist, aus dem Verwen-
dungsbetrieb (§ 20) weggebracht wird.

(2) Die Steuerschuld entsteht

a) in den Fällen des Abs. 1 lit. a im Zeit-
punkt der Wegbringung oder des Ver-
brauches;

b) in den Fällen des Abs. 1 lit. b im Zeit-
punkt der bestimmungswidrigen Verwen-
dung oder der Wegbringung.

(3) Eine Wegbringung liegt vor, wenn Mineral-
öl aus einem Herstellungsbetrieb (§ 9), einem
Freilager oder einem Verwendungsbetrieb ent-
fernt oder in einem Herstellungsbetrieb oder
einem Freilager in den Kraftstoffbehälter eines
Fahrzeuges gefüllt wird.

§ 5. Steuerschuldner ist
1. in den Fällen des § 4 Abs. 1 lit. a der In-

haber des Herstellungsbetriebes (§ 9) oder des
Freilagers;

2. in den Fällen des § 4 Abs. 1 lit. b der In-
haber des Freischeines, auf Grund dessen das
Mineralöl bezogen oder eingeführt wurde.

Steuerbefreiungen.

§ 6. Von der Mineralölsteuer ist befreit
1. Mineralöl, das in einem Erzeugungsbetrieb

oder einem Freilager zu betrieblichen Zwecken
auf andere Ar t als zum Antrieb von Motoren,
zum Heizen oder Beleuchten verbraucht wird;

2. Mineralöl, das außerhalb eines Erzeugungs-
betriebes oder eines Freilagers im Rahmen eines
Gewerbebetriebes oder eines Betriebes gewerb-
licher Art einer Körperschaft des öffentlichen
Rechtes

a) auf andere Ar t als zum Antrieb von Mo-
toren, zum Heizen oder Beleuchten,

b) zum Erproben im Betrieb erzeugter Mo-
toren oder Kraftfahrzeuge,

c) zum Sengen von Textilien oder

d) zum Bearbeiten von Glas

verwendet werden soll, wenn es auf Grund von
Freischeinen eingeführt oder aus Herstellungs-
betrieben oder Freilagern auf Freischeine abge-
geben wird;

3. Mineralöl, das nicht bereits nach Z. 1 befreit
ist und für Zwecke eines Herstellungsbetriebes
oder eines Freilagers untersucht und dabei ver-
braucht wird;

4. Mineralöl, das von Luftfahrzeugen eines
Luftverkehrsunternehmens (§ 101 des Luftfahrt-
gesetzes, BGBl. Nr . 253/1957) für Flüge, die der
Beförderung von Personen oder Sachen ins Zoll-
ausland ohne Unterbrechung des Fluges im Zoll-

gebiet dienen, aus auf Zollflugplätzen gelegenen
Freilagern oder Zollagern aufgenommen wird;

5. Mineralöl, das von der Abgabenbehörde als
Probe entnommen wird;

6. Mineralöl, das an ausländische diplomatische
oder berufskonsularische Vertretungen zum Be-
trieb ihrer Dienstfahrzeuge oder das an aus-
ländische diplomatische Personen (Missionschefs,
Gesandtschaftsräte, Gesandtschaftssekretäre und
Attachés) und Berufskonsuln (Generalkonsuln,
Konsuln und Vizekonsuln) zum Betrieb ihrer
Kraftfahrzeuge abgegeben wird, soweit Gegen-
seitigkeit gewährleistet ist.

§ 7. 0) Für Mineralöl, für das die Steuerschuld
anläßlich der Einfuhr oder gemäß § 4 Abs. 1
lit. a entstanden ist, ist die Mineralölsteuer nicht
zu erheben oder auf Antrag des Steuerschuld-
ners die entrichtete Mineralölsteuer zu erstatten,

a) wenn es in einen Erzeugungsbetrieb oder
in ein Freilager aufgenommen oder zurück-
genommen wurde oder auf dem Transport
in einen Erzeugungsbetrieb oder in ein
Freilager zugrunde gegangen ist;

b) wenn es vom Steuerschuldner aus dem Zoll-
gebiet ausgeführt wurde oder von diesem
in das Zollausland verbracht oder versen-
det werden sollte, jedoch auf dem Trans-
port zugrunde gegangen ist; der Austritt
des Mineralöls über die Zollgrenze ist durch
Austrittsanzeige (§ 124 des Zollgesetzes
1955) nachzuweisen. Wurde das aus dem
Zollgebiet ausgeführte Mineralöl im Aus-
gangsvormerkverkehr ins Zollausland ver-
bracht oder versendet, so ist die Mineralöl-
steuer nur für das im Zollausland verblie-
bene Mineralöl nicht zu erheben oder auf
Antrag zu erstatten; der Verbleib des Mi-
neralöls im Zollausland ist durch den Aus-
gangsvormerkschein nachzuweisen.

(2) Wurde für das im § 6 Z. 6 bezeichnete
Mineralöl die Mineralölsteuer bereits entrichtet,
so ist sie auf Antrag des Lieferanten zu erstatten
oder zu vergüten.

(3) Die Erstattung der Mineralölsteuer nach
Abs. 1 oder 2 obliegt der Abgabenbehörde, an
die der zu erstattende Steuerbetrag entrichtet
wurde. Die Vergütung der Mineralölsteuer nach
Abs. 2 obliegt dem für die Erhebung der Mine-
ralölsteuer sachlich zuständigen Finanzamt, in
dessen Bereich sich die Geschäftsleitung des Lie-
feranten befindet.

Selbstberechnung, Festsetzung und Fälligkeit der
Mineralölsteuer.

§ 8. (1) Der Steuerschuldner (§ 5) hat bis zum
Ende eines jeden Kalendermonats bei dem für
die Erhebung der Mineralölsteuer zuständigen Fi-
nanzamt, für jede Mineralölart getrennt, das
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Eigengewicht jenes Mineralöls schriftlich anzu-
melden, für das im vorangegangenen Monat die
Steuerschuld nach § 4 Abs. 1 entstanden ist. In
einem Erzeugungsbetrieb verbrauchtes Mineralöl,
auf das sich die Aufzeichnungspflicht (§ 31) nicht
erstreckt, braucht nicht angemeldet zu werden.
Der Steuerschuldner hat in der Anmeldung jene
im angemeldeten Eigengewicht enthaltenen Men-
gen abzuziehen, die auf Mineralöl entfallen, das
gemäß § 6 von der Mineralölsteuer befreit ist
oder für das bis zum Tag der Anmeldung einer
der im § 7 Abs. 1 lit. a oder b angeführten Tat -
bestände verwirklicht wurde; die abgezogenen
Mengen sind nach den Befreiungsgründen des
§ 6 und den im § 7 Abs. 1 angeführten Tatbe-
ständen aufzugliedern. Von den nach Vornahme
dieser Abzüge verbleibenden Mengen hat der
Steuerschuldner in der Anmeldung die Mineral-
ölsteuer zu berechnen (Selbstberechnung) und
den errechneten Steuerbetrag bis zum 20. des auf
das Entstehen der Steuerschuld folgenden zwei-
ten Kalendermonats zu entrichten. Die Verpflich-
tung zur Anmeldung besteht auch dann, wenn
für das anzumeldende Mineralöl keine Mineral-
ölsteuer zu entrichten ist.

(2) Der Steuerschuldner hat für jeden Herstel-
lungsbetrieb, jedes Freilager und jeden Verwen-
dungsbetrieb eine gesonderte Anmeldung einzu-
reichen.

(3) Unterläßt der Steuerschuldner die Anmel-
dung, erweist sich die Anmeldung als unvoll-
ständig oder die Selbstberechnung als nicht rich-
tig, so ist ein Steuerbescheid zu erlassen. Der
festgesetzte Steuerbetrag ist unbeschadet der Ver-
pflichtung zur Entrichtung eines Säumniszu-
schlages binnen einer Woche nach Bekanntgabe
des Bescheides zu entrichten; endet diese Frist
vor dem im Abs. 1 bezeichneten Fälligkeitstag,
so ist der Steuerbetrag bis zu diesem Tag zu
entrichten.

Herstellungsbetriebe.

§ 9. (1) Herstellungsbetriebe im Sinne dieses
Bundesgesetzes sind Betriebe, in denen rohes
Erdöl gewonnen wird (Erdölgewinnungsbetriebe)
oder in denen durch Bearbeitung oder Verarbei-
tung von Rohstoffen, Halb- oder Fertigerzeug-
nissen aller A r t Mineralöl hergestellt wird (Er-
zeugungsbetriebe).

(2) Betriebe; in denen Mineralöle miteinander
gemischt werden oder Mineralöl mit anderen
Stoffen gemischt wird, sind nur dann Erzeu-
gungsbetriebe,

a) wenn Mineralöl im Betrieb auch auf an-
dere Ar t hergestellt wird, oder

b) wenn das Mischen den ausschließlichen oder
überwiegenden Betriebsgegenstand bildet,
oder

c) wenn der gewichtsmäßige Anteil der ande-
ren Stoffe am Gemisch mehr als 5% be-

trägt und das Gemisch nicht ausschließlich
im Betrieb verwendet wird.

(3) Als Betriebsinhaber gilt die Person oder
Personenvereinigung, für deren Rechnung der
Betrieb geführt wird.

§ 10. (1) Wer einen Erzeugungsbetrieb eröffnen
will, hat dem für die Erhebung der Mineralöl-
steuer sachlich zuständigen Finanzamt, in dessen
Bereich sich der Betrieb befindet, spätestens zwei
Wochen vor der Eröffnung eine mit einem
Grundriß versehene Beschreibung des Betriebes
sowie eine Beschreibung des Herstellungsverfah-
rens, der Lagerung, der Verwendung und des
Verbrauches von Mineralöl im Betrieb vorzu-
legen (Betriebsanzeige). Das Finanzamt hat das
Ergebnis der Überprüfung der Betriebsanzeige
in einer mit dem Betriebsinhaber aufzunehmen-
den Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten.

(2) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, dem
Finanzamt (Abs. 1) die Eröffnung des Betriebes,
jede Änderung der in der Betriebsanzeige oder
im Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse
sowie jede länger als einen Monat dauernde Ein-
stellung und den Zei tpunkt der Wiederaufnahme
des Betriebes anzuzeigen.

(3) Die Anzeigen (Abs. 2) sind binnen drei
Tagen, gerechnet vom Eintri t t des anzuzeigen-
den Ereignisses, schriftlich zu erstatten. Das Be-
fundprotokoll ist, soweit erforderlich, zu er-
gänzen.

§ 11. (1) Das Finanzamt (§ 10 Abs. 1) kann
für einen Erzeugungsbetrieb besondere Überwa-
chungsmaßnahmen anordnen,

a) wenn Einrichtungen, die für die Ausübung
der amtlichen Aufsicht notwendig sind, im
Betrieb nicht vorhanden sind, oder

b) wenn im Betrieb Einrichtungen vorhanden
sind, die die amtliche Aufsicht erschweren
oder verhindern, oder

c) wenn den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes im Zusammenhang mit der Füh-
rung des Betriebes zuwidergehandelt und
deshalb eine Strafe wegen eines Finanzver-
gehens mit Ausnahme der Finanzordnungs-
widrigkeiten verhängt wurde.

(2) Die Anordnung besonderer Überwachungs-
maßnahmen ist aufzuheben

a) in den Fällen des Abs. 1 lit. a und b, so-
bald die Umstände weggefallen sind, die für
die Anordnung maßgebend waren;

b) in den Fällen des Abs. 1 lit. c, sobald aus-
reichende Gewähr gegeben ist, daß Zuwi-
derhandlungen nicht mehr vorkommen.

§ 12. Das in einem Herstellungsbetrieb befind-
liche Mineralöl gilt im Falle der Einstellung des
Betriebes auf Dauer als im Zeitpunkt der Be-
triebseinstellung weggebracht.
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Freilager.

§ 13. (1) Ein nicht zu den Erzeugungsbetrieben
zählender Betrieb oder ein Teil eines solchen,
der zur Lagerung von Mineralöl bestimmt ist, ist
auf Antrag des Betriebsinhabers zum Freilager
zu erklären (Freilagerbewilligung), wenn die im
Abs. 2 geforderten Bedingungen erfüllt sind.

(2) Die Freilagerbewilligung ist nur Betriebs-
inhabern, deren Firma im Handelsregister einge-
tragen ist, oder Betrieben gewerblicher Art von
Körperschaften des öffentlichen Rechtes zu er-
teilen, wenn kein Ausschließungsgrund (§ 14)
vorliegt, ein jährlicher Umsatz von mehr als
100.000 kg Mineralöl glaubhaft gemacht und eine
Sicherheit geleistet wird, welche der auf den
durchschnittlichen Lagerbestand entfallenden Mi-
neralölsteuer entspricht.

(3) Als Freilagerinhaber gilt die Person oder
Personenvereinigung, auf deren Namen oder
Firma die Freilagerbewilligung lautet.

§ 14. (1) Personen, die wegen eines Verbrechens,
wegen eines aus Gewinnsucht begangenen Ver-
gehens oder einer solchen Übertretung oder
wegen eines Finanzvergehens gerichtlich bestraft
wurden, darf eine Freilagerbewilligung nicht vor
Tilgung der Verurteilung erteilt werden.

(2) Personen, die wegen eines Finanzvergehens
mit Ausnahme der Finanzordnungswidrigkeiten
von der Finanzstrafbehörde bestraft wurden,
darf eine Freilagerbewilligung erst nach Ablauf
einer Frist von drei Jahren, wenn eine Freiheits-
strafe verhängt wurde, erst nach Ablauf einer
Frist von fünf Jahren erteilt werden. Die Frist
beginnt, sobald die Strafe vollzogen oder nach-
gesehen worden ist.

(3) Juristischen Personen oder Personenvereini-
gungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit darf
eine Freilagerbewilligung nicht erteilt werden,
wenn bei einer zu ihrer Vertretung bestellten
oder ermächtigten Person ein Ausschließungs-
grund nach Abs. 1 oder 2 vorliegt.

(4) Betriebe oder Teile von Betrieben dürfen
nicht zum Freilager erklärt werden,

a) soweit sie sich nicht in der Gewahrsame des
Antragstellers befinden, oder

b) wenn Einrichtungen, die für die Ausübung
der amtlichen Aufsicht notwendig sind, im
Betrieb nicht vorhanden sind, oder

c) wenn im Betrieb Einrichtungen vorhanden
sind, die die amtliche Aufsicht erschweren
oder verhindern.

§ 15. (1) Der Antrag auf Erteilung einer Frei-
lagerbewilligung ist bei dem für die Erhebung
der Mineralölsteuer sachlich zuständigen Finanz-
amt schriftlich einzubringen, in dessen Bereich
sich der zur Lagerung des Mineralöls bestimmte
Betrieb oder Betriebsteil befindet. Die Eingabe,
in der der Antrag gestellt wird, muß alle An-

gaben über die für die Erteilung der Bewilligung
geforderten Voraussetzungen (§ 13) enthalten;
beizufügen sind die Unterlagen für den Nach-
weis und die Glaubhaftmachung der Angaben,
eine mit einem Grundriß versehene Beschreibung
des Betriebes und eine Beschreibung der Lage-
rung, der Bearbeitung oder Verarbeitung, der
Verwendung und des Verbrauches von Mineralöl
im Betrieb. Das Finanzamt hat das Ergebnis der
Überprüfung der eingereichten Beschreibungen
in einer mit dem Antragsteller aufzunehmenden
Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten. Auf
diese Beschreibungen kann in späteren Eingaben
desselben Antragstellers Bezug genommen wer-
den, soweit Änderungen der darin angegebenen
Verhältnisse nicht eingetreten sind.

(2) Die Entscheidung über den Antrag obliegt
dem im Abs. 1 bezeichneten Finanzamt. Im Be-
willigungsbescheid ist die örtliche Begrenzung
des Freilagers anzugeben.

(3) Wenn der Freilagerinhaber schriftlich be-
antragt, den räumlichen Umfang des Freilagers
einzuschränken, oder wenn Teile eines Freilagers
aus der Gewahrsame des Freilagerinhabers aus-
geschieden sind, hat das Finanzamt einen den
Bewilligungsbescheid ändernden Bescheid zu er-
lassen, in dem die nunmehrige örtliche Be-
grenzung des Freilagers anzugeben ist. Mit Wir-
kung ab dem Tag der Bekanntgabe dieses Be-
scheides gilt der Inhalt des Bewilligungsbescheides
als entsprechend geändert. Wird der ändernde
Bescheid auf Antrag erlassen, so kann im Ein-
vernehmen mit dem Freilagerinhaber durch den
Bescheid ein anderer, nicht vor der Einbringung
des Antrages liegender Tag bestimmt werden,
ab dem der Bewilligungsbescheid als geändert gilt.

§ 16. (1) Der Freilagerinhaber ist verpflichtet,
dem Finanzamt (§15 Abs. 1) die Inbetriebnahme
des Freilagers, jede Änderung der in den ein-
gereichten Beschreibungen oder im Befundproto-
koll angegebenen Verhältnisse sowie jede länger
als einen Monat dauernde Einstellung und den
Zeitpunkt der Wiederaufnahme des Betriebes an-
zuzeigen.

(2) Die Anzeigen sind binnen drei Tagen, ge-
rechnet vom Eintritt des anzuzeigenden Er-
eignisses, schriftlich zu erstatten. Das Befund-
protokoll ist, soweit erforderlich, zu ergänzen.

§ 17. (1) Das Recht zur Führung eines Frei-
lagers erlischt

a) durch Widerruf der Freilagerbewilligung;
b) durch Verzicht, wenn dieser schriftlich oder

zu amtlicher Niederschrift erklärt wird;
c) durch Einstellung des Betriebes auf Dauer;
d) bei einem Übergang des Betriebes im Erb-

weg auf den Erben mit dem Eintritt der
Rechtskraft des Einantwortungsbeschlusses
oder mit der tatsächlichen Übernahme des
Betriebes durch den Erben auf Grund eines
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vorhergehenden Beschlusses über die Be-
sorgung und Benützung der Verlassen-
schaft, bei einem sonstigen Übergang des
Betriebes mit dessen tatsächlicher Über-
nahme durch eine andere Person oder
Personenvereinigung.

(2) Die Freilagerbewilligung ist zu widerrufen,
a) wenn nachträglich Tatsachen eingetreten

sind, bei deren Vorliegen im Zeitpunkt der
Erteilung der Freilagerbewilligung der ge-
mäß § 15 Abs. 1 gestellte Antrag ab-
zuweisen gewesen wäre, und das Recht zur
Führung des Freilagers nicht bereits kraft
Gesetzes erloschen ist, oder

b) wenn der Betrieb nicht auf Dauer ein-
gestellt wird, aber während eines Zeit-
raumes von mehr als sechs Monaten kein
Mineralöl gelagert wurde.

§ 18. Mineralöl, das sich im Zeitpunkt des Er-
löschens des Rechtes zur Führung des Freilagers
im Freilager befindet, gilt als im Zeitpunkt des
Erlöschens weggebracht.

Freischeine.

§ 19. (1) Freischeine sind für Mineralöl aus-
zustellen, das zu einer nach § 6 Z. 2 begünstigten
Verwendung bezogen oder eingeführt werden
soll.

(2) Abs. 1 gilt nicht für Mineralöl, das, ohne
bearbeitet oder verarbeitet zu werden, weiter-
gegeben werden soll.

§ 20. (1) Freischeine sind auf Antrag des In-
habers des Betriebes, in dem das Mineralöl ver-
wendet werden soll (Verwendungsbetrieb), für
den nachgewiesenen Bedarf auszustellen, wenn
kein Ausschließungsgrund (Abs. 2) vorliegt. Kann
der Bedarf nicht nachgewiesen oder dem Betriebs-
inhaber der Nachweis nicht zugemutet werden,
so ist der Bedarf glaubhaft zu machen.

(2) Freischeine dürfen nicht ausgestellt werden,
a) wenn die bestimmungsmäßige Verwendung

des Mineralöls durch Überwachungsmaß-
nahmen des Finanzamtes nicht gesichert
werden kann oder nur durch umfangreiche
oder zeitraubende Maßnahmen gesichert
werden könnte, oder

b) wenn beim Betriebsinhaber ein Ausschlie-
ßungsgrund im Sinne des § 14 Abs. 1 bis 3
vorliegt.

§ 21. (1) Der Antrag auf Ausstellung eines
Freischeines ist bei dem für die Erhebung der
Mineralölsteuer sachlich zuständigen Finanzamt
schriftlich einzubringen, in dessen Bereich sich
der Verwendungsbetrieb befindet. Die Eingabe,
in der der Antrag gestellt wird, muß alle An-
gaben über die für die Ausstellung des Frei-

scheines geforderten Voraussetzungen (§§ 19 und
20) enthalten; beizufügen sind die Unterlagen
für den Nachweis und die Glaubhaftmachung
der Angaben, eine Beschreibung des Verwen-
dungsbetriebes und eine Beschreibung der Lage-
rung, der Verwendung und des Verbrauches von
Mineralöl im Betrieb. Das Finanzamt hat das
Ergebnis der Überprüfung der eingereichten Be-
schreibungen in einer mit dem Betriebsinhaber
aufzunehmenden Niederschrift (Befundprotokoll)
festzuhalten. Auf diese Beschreibungen kann in
späteren Eingaben desselben Antragstellers Bezug
genommen werden, soweit Änderungen der darin
angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten sind.

(2) Die Entscheidung über den Antrag obliegt
dem im Abs. 1 bezeichneten Finanzamt.

§ 22. (1) Im Freischein sind anzugeben
a) der Name (die Firma). und die Anschrift

des zum Bezug und zur Einfuhr des
Mineralöls Berechtigten (Freischeininhaber);

b) die Bezeichnung und die Anschrift des Ver-
wendungsbetriebes;

c) die Ar t und die Menge des Mineralöls;
d) der Zweck, zu dem das Mineralöl ver-

wendet werden darf;
e) der Zeitraum, innerhalb dessen das Mineral-

öl bezogen oder eingeführt werden darf;
dieser Zeitraum darf die Frist eines Jahres,
gerechnet vom Tag der Ausstellung des
Freischeines, nicht überschreiten.

(2) Wenn Mineralöle verschiedener Ar t be-
nötigt werden, ist für jedes Mineralöl ein ge-
sonderter Freischein auszustellen.

(3) Für das benötigte Mineralöl sind auf An-
trag mehrere auf Teilmengen lautende Frei-
scheine auszustellen.

§ 23. (1) Ein Freischeininhaber, der auf Grund
eines Freischeines bezogenes oder eingeführtes
Mineralöl zu einem begünstigten Zweck ver-
wenden will, der im Freischein nicht angegeben
ist, kann schriftlich beantragen, daß die im Frei-
schein enthaltenen Angaben über den Ver-
wendungszweck (§ 22 Abs. 1 lit. d) durch einen
Ergänzungsbescheid geändert oder erweitert
werden.

(2) Die Eingabe, in der der Antrag gestellt
wird, muß eine Beschreibung der beabsichtigten
Verwendung des Mineralöls sowie die erforder-
lichen ergänzenden Angaben zu der im § 21
Abs. 1 bezeichneten Eingabe enthalten.

(3) Dem Antrag ist stattzugeben, soweit die
beabsichtigte Verwendung des Mineralöls nach
§ 6 Z. 2 begünstigt ist und Umstände der im
§ 20 Abs. 2 lit. a bezeichneten Art nicht vor-
liegen. Wenn dem Antrag stattgegeben wird, ist
das Befundprotokoll entsprechend zu ergänzen.
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§ 24. (1) Der Freischeininhaber hat dem Liefe-
ranten bei jedem Mineralölbezug den ent-
sprechenden Freischein vorzuweisen. Der Liefe-
rant ist verpflichtet, den Tag der Abgabe sowie
die Art und das Eigengewicht des abgegebenen
Mineralöls auf dem Freischein zu bestätigen.

(2) Bei der Einfuhr von Mineralöl hat der
Verfügungsberechtigte den entsprechenden Frei-
schein dem Zollamt vorzulegen, bei welchem das
eingeführte Mineralöl zum freien Verkehr oder
zum Vormerkverkehr abgefertigt wird. Das Zoll-
amt hat den Tag der Abfertigung sowie die Art
und das Eigengewicht des abgefertigten Mineral-
öls auf dem Freischein zu bestätigen.

(3) Die Bestätigungen nach Abs. 1 und 2 sind
in der Form auszustellen, daß aus dem Freischein
die jeweils noch zum Bezug und zur Einfuhr
verbleibende Mineralölmenge zu ersehen ist.

§ 25. (1) Der Freischeininhaber ist verpflichtet,
dem Finanzamt (§ 21 Abs. 1) jede Änderung der
in den eingereichten Beschreibungen oder im Be-
fundprotokoll angegebenen Verhältnisse sowie
jede länger als einen Monat dauernde Einstellung
und den Zeitpunkt der Wiederaufnahme des Be-
triebes anzuzeigen.

(2) Die Anzeigen sind binnen drei Tagen, ge-
rechnet vom Eintrit t des anzuzeigenden Ereig-
nisses, schriftlich zu erstatten. Das Befundproto-
koll ist, soweit erforderlich, zu ergänzen.

§ 26. (1) Wenn auf Grund eines Freischeines
bezogenes oder eingeführtes Mineralöl zu einem
Zweck verwendet wird, der weder im Freischein
noch in einem zu diesem erlassenen Ergänzungs-
bescheid (§ 23) angegeben ist, liegt eine be-
stimmungswidrige Verwendung vor.

(2) Mineralöl, das in einem Verwendungs-
betrieb bei Untersuchungen verbraucht wird, die
mit einem begünstigten Verwendungszweck zu-
sammenhängen, gilt nicht als bestimmungswidrig
verwendet.

§ 27. Wird auf Grund eines Freischeines be-
zogenes oder eingeführtes Mineralöl aus dem
Verwendungsbetrieb weggebracht, so sind auf
den Verwendungsbetrieb, den Freischeininhaber
und das weggebrachte Mineralöl alle Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes, welche die Weg-
bringung von Mineralöl aus einem Erzeugungs-
betrieb betreffen, sinngemäß anzuwenden, wenn
das Mineralöl weder bestimmungswidrig ver-
wendet wurde (§ 26) noch als Bestandteil einer
Ware weggebracht wird, die kein Mineralöl ist.

§ 28. (1) Soweit das Redit, Mineralöl auf
Grund eines Freischeines zu beziehen und ein-
zuführen, nicht ausgeübt wurde, erlischt es

a) durch Zeitablauf (§ 22 Abs. 1 lit. e);
b) durch Verzicht, wenn dieser schriftlich oder

zu amtlicher Niederschrift erklärt wird;

c) durch Einstellung des Betriebes auf Dauer;
d) bei einem Übergang des Betriebes im Erb-

weg auf den Erben mit dem Eintritt der
Rechtskraft des Einantwortungsbeschlusses
oder mit der tatsächlichen Übernahme des
Betriebes durch den Erben auf Grund eines
vorhergehenden Beschlusses über die Be-
sorgung und Benützung der Verlassen-
schaft, bei einem sonstigen Übergang des
Betriebes mit dessen tatsächlicher Über-
nahme durch eine andere Person oder
Personenvereinigung;

e) durch Eintritt eines im § 20 Abs. 2 lit. b
bezeichneten Ausschließungsgrundes;

f) durch Widerruf des Freischeines.

(2) Ein Freischein ist zu widerrufen, wenn
nachträglich Tatsachen eingetreten sind, bei
deren Vorliegen im Zeitpunkt der Ausstellung
der gemäß § 21 Abs. 1 gestellte Antrag abzu-
weisen gewesen wäre, und das Recht, Mineralöl
auf Grund dieses Freischeines zu beziehen und
einzuführen, nicht bereits kraft Gesetzes er-
loschen ist.

(3) Die im Finanzstrafgesetz, BGBl. Nr . 129/
1958, enthaltenen Bestimmungen über die gesetz-
lichen Wirkungen der Bestrafung bleiben un-
berührt. Soweit nach diesen Bestimmungen die
durch den Freischein eingeräumte Begünstigung
als nicht erteilt gilt, sind alle Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes, welche die bestimmungs-
widrige Verwendung von Mineralöl betreffen,
sinngemäß anzuwenden.

§ 29. (1) Auf Grund eines Freischeines be-
zogenes oder eingeführtes Mineralöl, das sich im
Verwendungsbetrieb befindet oder noch nicht
in diesen aufgenommen wurde, gilt, soweit es
nicht bestimmungswidrig verwendet oder zum
Bestandteil einer Ware wurde, die kein Mineral-
öl ist, als in dem Zeitpunkt aus dem Ver-
wendungsbetrieb weggebracht (§ 27),

a) in dem der Freischein widerrufen wird;
b) in dem durch Bescheid festgestellt wird,

daß ein im § 20 Abs. 2 lit. a bezeichneter
Ausschließungsgrund eingetreten ist;

c) in dem beim Betriebsinhaber ein im § 20
Abs. 2 lit. b bezeichneter Ausschließungs-
grund eintritt;

d) in dem der Betrieb auf Dauer eingestellt
wird;

e) in dem bei einem Übergang des Betriebes
im Erbweg auf den Erben die Rechtskraft
des Einantwortungsbeschlusses eintritt oder
der Erbe den Betrieb auf Grund eines vor-
hergehenden Beschlusses über die Besorgung
und Benützung der Verlassenschaft tat-
sächlich übernimmt oder in dem bei einem
sonstigen Übergang des Betriebes dessen
tatsächliche Übernahme durch eine andere
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Person oder Personenvereinigung statt-
findet.

(2) Mineralöl, das auf Grund eines Freischeines
bezogen oder eingeführt wird, nachdem das
Recht, Mineralöl auf Grund dieses Freischeines
zu beziehen und einzuführen, aus anderen
Gründen als durch Zeitablauf erloschen ist, gilt
als im Zeitpunkt des Bezuges oder der Einfuhr
aus dem Verwendungsbetrieb weggebracht (§ 27).

§ 30. Der Freischeininhaber ist verpflichtet,
jeden Freischein binnen zwei Wochen nach dem
Ende des darin angegebenen Zeitraumes (§ 22
Abs. 1 lit. e) dem Finanzamt zurückzugeben.
Wenn das Recht, Mineralöl auf Grund eines Frei-
scheines zu beziehen und einzuführen, schon vor
dem Ende des im Freischein angegebenen Zeit-
raumes erloschen ist, so ist dieser Freischein
binnen zwei Wochen, gerechnet vom Zeitpunkt
des Erlöschens, zurückzugeben.

Aufzeichnungspflicht.

§ 31. (1) Der Inhaber eines Erzeugungsbetriebes
hat Aufzeichnungen zu führen, aus denen her-
vorgehen muß, welches Mineralöl

a) im Betrieb hergestellt wurde;
b) in den Betrieb aufgenommen wurde;
c) im Betrieb verbraucht wurde; soweit das

verbrauchte Mineralöl von der Mineralöl-
steuer befreit ist, besteht die Aufzeich-
nungspflicht nur, wenn für den Betrieb be-
sondere Überwachungsmaßnahmen ange-
ordnet wurden;

d) aus dem Betrieb weggebracht wurde.

(2) Aus den Aufzeichnungen müssen zu er-
sehen sein

a) für das im Betrieb hergestellte Mineralöl
die Art und das Eigengewicht sowie der
Tag der Herstellung;

b) für das in den Betrieb aufgenommene
Mineralöl die Art und das Eigengewicht,
der Tag der Aufnahme, der Name (die
Firma) und die Anschrift des Lieferanten;
zusätzlich müssen entweder aus den Auf-
zeichnungen oder den Belegen zu ent-
nehmen sein,

1. wenn das Mineralöl aus einem Her-
Stellungsbetrieb oder einem Freilager be-
zogen wurde, die Bezeichnung und die
Anschrift des Herstellungsbetriebes oder
Freilagers;

2. wenn das Mineralöl eingeführt wurde,
der Tag der Abfertigung 2um freien Ver-
kehr oder zum Vormerkverkehr; die
Bezeichnung des Zollamtes, bei dem die
Abfertigung stattfand, sowie der Name
(die Firma) und die Anschrift des Ver-
fügungsberechtigten;

c) für das im Betrieb verbrauchte Mineralöl
die Art und das Eigengewicht sowie der
Tag und die Art des Verbrauches;

d) für das aus dem Betrieb weggebrachte
Mineralöl die Art und das Eigengewicht,
der Tag der Wegbringung, der Name (die
Firma) und die Anschrift des Abnehmers;
zusätzlich müssen entweder aus den Auf-
zeichnungen oder den Belegen zu ent-
nehmen sein,
1. wenn das Mineralöl in einen Erzeugungs-

betrieb oder ein Freilager aufgenommen
werden soll, die Bezeichnung und die An-
schrift des Erzeugungsbetriebes oder Frei-
lagers;

2. wenn das Mineralöl auf einen Freischein
abgegeben wurde, die Ausstellungsdaten
des Freischeines (Finanzamt, Zahl, Tag
der Ausstellung) sowie die Bezeichnung
und die Anschrift des Verwendungs-
betriebes;

3. wenn das Mineralöl aus dem Zollgebiet
ausgeführt wurde, der Tag des Austritts
über die Zollgrenze.

§ 32. (1) Der Inhaber eines Erdölgewinnungs-
betriebes hat Aufzeichnungen zu führen, aus
denen hervorgehen muß, welches im Betrieb ge-
wonnene rohe Erdöl aus dem Betrieb weg-
gebracht wurde.

(2) Die Aufzeichnungen müssen den Bestim-
mungen des § 31 Abs. 2 lit. d entsprechen.

§ 33. (1) Der Freilagerinhaber hat Aufzeich-
nungen zu führen, aus denen hervorgehen muß,
welches Mineralöl

a) in das Freilager aufgenommen wurde;
b) im Freilager verbraucht wurde;
c) aus dem Freilager weggebracht wurde.

(2) Die Aufzeichnungen müssen den Bestim-
mungen des § 31 Abs. 2 lit. b bis d entsprechen.

§ 34. (1) Der Freischeininhaber hat Aufzeich-
nungen zu führen, aus denen hervorgehen muß,
welches auf Grund eines Freischeines bezogene
oder eingeführte Mineralöl

a) in den Verwendungsbetrieb aufgenommen
wurde;

b) im Verwendungsbetrieb verwendet wurde;
c) aus dem Verwendungsbetrieb weggebracht

wurde.
(2) Aus den Aufzeichnungen müssen für das

im Betrieb verwendete Mineralöl die Art und
das Eigengewicht sowie der Tag und die Art der
Verwendung zu ersehen sein. Die Aufzeichnun-
gen über das in den Betrieb aufgenommene oder
aus dem Betrieb weggebrachte Mineralöl müssen
den Bestimmungen des § 31 Abs. 2 lit. b und d
entsprechen.
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(3) Solange eine Aufzeichnungspflicht nach
Abs. 1 besteht, hat der Freischeininhaber Auf-
zeichnungen des in den Abs. 1 und 2 ange-
gebenen Inhalts auch für Mineralöl zu führen,
das nicht auf Grund von Freischeinen bezogen
oder eingeführt wurde, aber dem auf Grund von
Freischeinen bezogenen oder eingeführten gleich-
artig ist.

§ 35. (1) Die Aufzeichnungen (§§ 31 bis 34)
sind im Betrieb zu führen.

(2) Die Eintragungen in die Aufzeichnungen
sind in der Regel am Tag der Herstellung, der
Aufnahme, der Wegbringung, des Verbrauches
oder der Verwendung des Mineralöls, spätestens
jedoch am zweiten darauffolgenden Werktag,
vorzunehmen.

Amtliche Aufsicht.

§ 36. (1) Herstellungsbetriebe, Freilager, Be-
triebe, in denen sich ein Freilager befindet, und
Verwendungsbetriebe unterliegen der amtlichen
Aufsicht.

(2) Transportmittel und Transportbehältnisse
unterliegen der amtlichen Aufsicht, wenn anzu-
nehmen ist, daß damit Mineralöl befördert wird.

(3) Die amtliche Aufsicht obliegt dem für die
Erhebung der Mineralölsteuer sachlich zuständi-
gen Finanzamt, in dessen Bereich sich der zu be-
aufsichtigende Betrieb oder Gegenstand befindet.

§ 37. (1) Die amtliche Aufsicht umfaßt alle
Überwachungsmaßnahmen des Finanzamtes, die
erforderlich sind, um zu verhindern, daß Mine-
ralöl der Besteuerung entzogen wird.

(2) In Ausübung der amtlichen Aufsicht ist das
Finanzamt befugt,

a) in den im § 36 angeführten Betrieben und
Transportmitteln Nachschau zu halten;

b) Transportbehältnisse (§ 36 Abs. 2) auf
ihren Inhalt zu prüfen;

c) Mineralölproben und Proben solcher Wa-
ren unentgeltlich zu entnehmen, die zur
Verwendung bei der Herstellung von
Mineralöl bestimmt sind, die mit Mineral-
öl bearbeitet oder verarbeitet werden sol-
len oder zu deren Erzeugung Mineralöl
verwendet wurde oder verwendet werden
konnte;

d) die Bestände an Mineralöl und an den in
lit. c bezeichneten Waren festzustellen;

e) in Bücher und Aufzeichnungen, die auf
Grund gesetzlicher Bestimmungen oder
ohne gesetzliche Verpflichtung geführt
werden, sowie in die zu den Büchern oder
Aufzeichnungen gehörigen Belege Einsicht
zu nehmen;

f) zu prüfen, ob den Bestimmungen über die
Aufzeichnungspflicht (§§ 31 bis 35) ent-
sprochen wurde und ob die Aufzeichnungen
fortlaufend, vollständig und richtig geführt
werden;

g) Mineralöl und zur Aufnahme von Mineral-
öl bestimmte Umschließungen zu kenn-
zeichnen oder diese Kennzeichnung anzu-
ordnen;

h) bei Vorliegen der gesetzlichen Vorausset-
zungen besondere Überwachungsmaßnah-
men anzuordnen.

(3) Besondere Überwachungsmaßnahmen kön-
nen darin bestehen, daß ein Betrieb auf Kosten
des Inhabers unter ständige Überwachung gestellt
oder daß angeordnet wird, daß dem Finanzamt
jede beabsichtigte Aufnahme von Mineralöl in
den Betrieb oder jede beabsichtigte Wegbringung
von Mineralöl anzuzeigen ist. Das Finanzamt hat
den Zeitpunkt zu bestimmen, bis zu welchem
die Anzeigen bei ihm eingelangt sein müssen.

§ 38. Der Inhaber eines der amtlichen Aufsicht
unterliegenden Betriebes hat durch eine körper-
liche Bestandsaufnahme festzustellen, welche
Mineralölmengen (Art und Eigengewicht) sich
am Ende eines jeden Kalenderjahres oder vom
Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahres im
Betrieb befinden; in einem Verwendungsbetrieb
sind nur die Bestände an dem im § 34 bezeich-
neten Mineralöl festzustellen.

§ 39. Der Inhaber eines der amtlichen Aufsicht
unterliegenden Betriebes hat auf Verlangen des
Finanzamtes aus den nach §§ 31 bis 35 geführten
Aufzeichnungen rechnerisch zu ermitteln, welche
Mineralölmengen (Art und Eigengewicht) in
einem vom Finanzamt bestimmten Zeitraum im
Betrieb hergestellt, in den Betrieb aufgenom-
men, im Betrieb verbraucht oder verwendet oder
aus dem Betrieb weggebracht wurden.

§ 40. Der Inhaber eines der amtlichen Aufsicht
unterliegenden Betriebes und derjenige, in dessen
Gewahrsame sich ein im § 36 bezeichnetes Trans-
portmittel oder Transportbehältnis befindet,
sind verpflichtet, die Amtshandlungen des Fi-
nanzamtes ohne jeden Verzug zu ermöglichen,
die erforderlichen Hilfsdienste unentgeltlich zu
leisten und die nötigen Hilfsmittel unentgeltlich
beizustellen.

§ 41. (1) Der Inhaber eines Erzeugungsbetriebes
oder eines Freilagers hat jede Wegbringung von
Mineralöl, das in einen Erzeugungsbetrieb oder
in ein Freilager aufgenommen werden soll, dem
für die amtliche Aufsicht über diesen Betrieb zu-
ständigen Finanzamt anzuzeigen.

(2) Die Anzeige hat zu enthalten:
a) die Art und das Eigengewicht des weg-

gebrachten Mineralöls;
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b) den Tag der Wegbringung;
c) die Bezeichnung und die Anschrift des Be-

triebes, in den das Mineralöl aufgenommen
werden soll.

(3) Die Anzeige ist in der Regel am Tag der
Wegbringung, spätestens jedoch am zweiten
darauffolgenden Werktag, schriftlich zu erstatten.

(4) Die Angaben (Abs. 2) über mehrere Weg-
bringungen von Mineralöl, die am selben Tag
stattgefunden haben, können in einer Anzeige
zusammengefaßt werden, wenn das Mineralöl in
denselben Betrieb aufgenommen werden soll.

§ 42. Der Inhaber eines Herstellungsbetriebes
oder eines Freilagers hat dem für die amtliche
Aufsicht über den Betrieb zuständigen Finanzamt
jede Wegbringung von Mineralöl, das aus dem
Zollgebiet ausgeführt werden soll, innerhalb der
im § 41 Abs. 3 angegebenen Frist schriftlich an-
zuzeigen. Die Anzeige hat die im § 41 Abs. 2
lit. a und b bezeichneten Angaben sowie die Be-
zeichnung des Zollamtes, bei dem die Ausgangs-
abfertigung stattfinden soll, zu enthalten. Die
Anzeige ist nicht zu erstatten, wenn die zollamt-
liche Ausgangsabfertigung im Betrieb stattfindet.

Übergangs- und Schlußbestimmungen.

§ 43. (1) Vorbehaltlich der Bestimmungen des
Abs. 2 und des § 47 Abs. 2 ist auf Gegenstände,
die bisher der Mineralölsteuer unterlagen und die
vor dem Inkraft treten dieses Bundesgesetzes aus
Erzeugungsstätten oder Steuerfreilagern wegge-
bracht, in Erzeugungsstätten oder Steuerfrei-
lagern verbraucht, auf Grund von Freischeinen
bezogen oder eingeführt oder zum freien Ver-
kehr oder zum Vormerkverkehr in der Einfuhr
abgefertigt wurden oder für die vor dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes die Zollschuld kraft
Gesetzes entstanden ist, noch das Bundesgesetz
vom 18. Mai 1949, BGBl. Nr . 140, über die
Mineralölsteuer, in der Fassung der Mineralöl-
steuernovelle 1951, BGBl. Nr . 180, und des Bun-
desgesetzes vom 19. März 1952, BGBl. Nr . 73,
anzuwenden.

(2) Auf im Abs. 1 bezeichnete Gegenstände, die
sich im Zei tpunkt des Inkrafttretens dieses Bun-
desgesetzes in einem Erzeugungsbetrieb, einem
Freilager oder einem Verwendungsbetrieb befin-
den oder die nach dem Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes in einen Erzeugungsbetrieb, ein Frei-
lager oder einen Verwendungsbetrieb aufgenom-
men werden, sind die Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes anzuwenden.

(3) Eine Steuerschuld gemäß § 4 Abs. 1 lit. a
entsteht nicht für versteuertes Mineralöl, das
sich im Zei tpunkt des Inkrafttretens dieses Bun-
desgesetzes in einem Erzeugungsbetrieb oder
einem Freilager befindet.

§ 44. Die Bestimmungen des Bundesgesetzes
vom 24. Feber 1954, BGBl. Nr . 74, über die Ein-
räumung von Privilegien und Immunitäten an1

zwischenstaatliche Organisationen, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes vom 13. Feber 1957,
BGBl. Nr . 56, sowie Bestimmungen in zwischen-
staatlichen Übereinkommen, die Begünstigungen
auf dem Gebiet der Mineralölsteuer zum Gegen-
stand haben, bleiben unberührt .

§ 45. Für einen Betrieb, der vor dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes keine Erzeugungs-
stätte war, aber nach den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes ein Erzeugungsbetrieb ist, hat der
Betriebsinhaber innerhalb eines Monats ab dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes eine Betriebs-
anzeige nach § 10 Abs. 1 zu erstatten. Auf be-
reits eingereichte Unterlagen kann Bezug genom-
men werden, soweit Änderungen der darin an-
gegebenen Verhältnisse nicht eingetreten sind.

§ 46. Soweit sich vor dem Inkraft treten dieses
Bundesgesetzes erteilte Bewilligungen zur Füh-
rung von Steuerfreilagern nicht auf Betriebe der
im § 45 bezeichneten Ar t erstrecken, gelten sie
als nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
erteilte Freilagerbewilligungen.

§ 47. (1) Für Mineralöl, das der Inhaber eines
vor dem 16. Juni 1959 zum Bezug oder zur Ein-
fuhr von steuerfreiem Mineralöl im Kalender-
jahr 1959 erteilten Freischeines in der Zeit vom
16. Juni 1959 bis zum Inkraft treten dieses Bun-
desgesetzes aus einer Erzeugungsstätte, einem
Steuerfreilager oder aus dem Zollausland bezo-
gen und nach dem 15. Juni 1959 zu einem im
Freischein angegebenen Zweck verwendet hat, ist
die Mineralölsteuer nicht zu erheben oder auf
Antrag des Steuerschuldners die entrichtete Mine-
ralölsteuer zu erstatten, wenn dieses Mineralöl
vor dem 16. Juni 1959 auf Grund des Freischeines
steuerfrei hätte bezogen werden können.

(2) Mineralöl, das auf Grund eines im Abs. 1
bezeichneten Freischeines vor dem 16. Juni 1959
steuerfrei bezogen oder eingeführt und in der
•Zeit vom 16. Juni 1959 bis zum Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes zu einem Zweck verwen-
det wurde, der im Freischein nicht angegeben
ist, gilt als im Zei tpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bestimmungswidrig ver-
wendet.

§ 48. In Fällen, in denen vor dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes besondere Über-
wachungsmaßnahmen angeordnet wurden, ist
die . Anordnung aufzuheben, wenn nach dem
Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes die
für die Anordnung solcher Maßnahmen gefor-
derten Voraussetzungen nicht vorliegen.

§ 49. Die Tage des Postenlaufes sind in die
Fristen, die durch dieses Bundesgesetz für die
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Abgabe von Anmeldungen oder die Erstattung
von Anzeigen festgesetzt sind oder die vom
Finanzamt auf Grund dieses Bundesgesetzes be-
stimmt werden, nicht einzurechnen.

§ 50. Auf Mineralöl, das nach den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes der Mineralöl-
steuer unterliegt, sind die Bestimmungen des
Bundesgesetzes vom 8. März 1950, BGBl. Nr. 88,
über die Einhebung eines Zuschlages zur Mine-
ralölsteuer, in der Fassung der -Mineralöl-
steuernovelle 1951, BGBl. Nr. 180, und des Bun-
desgesetzes vom 19. März 1952, BGBl. Nr. 73,
mit der Maßgabe anzuwenden, daß für Mineral-
öl, das dem höheren Steuersatz (§ 2 Abs. 1)
unterliegt, der höhere und für anderes Mineralöl
der niedrigere Zuschlag einzuheben ist.

§ 51. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jän-
ner 1960 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Kamitz

3. Bundesgesetz v o m 18. Dezember 1959,
über Entschädigung für verstaatlichte A n -
teilsrechte u n d für Ansprüche aus de r
Verstaatl ichung v o n U n t e r n e h m u n g e n und
Betrieben (Zweites Verstaat l ichungs-Ent-

schädigungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

ERSTER ABSCHNITT.

Entschädigung für die in den Anlagen I bis III
genannten Vermögenswerte (Anteilsrechte).

§ 1. (1) Wer mit Ablauf des 16. September 1946
Eigentümer von mit dem Verstaatlichungsgesetz
vom 26. Juli 1946, BGBl. Nr . 168, verstaatlichten
Anteilsrechten an den in den Anlagen I bis III
aufgezählten Gesellschaften war oder sein Rechts-
nachfolger erhält vom Bund eine Entschädigung
gemäß diesem Abschnitt des vorliegenden Bun-
desgesetzes.

(2) Rechte Dritter an verstaatlichten Anteils-
rechten sowie Rückstellungsansprüche auf ver-
staatlichte Anteilsrechte richten sich nicht auf
diese, sondern auf den Entschädigungsanspruch
oder auf die Entschädigung.

(3) Wenn der Entschädigungsanspruch aus § 1
Abs. 2 «des Verstaatlichungsgesetzes, BGBl.
Nr . 168/1946, auf Grund des Artikels 22 des
Staatsvertrages vom 15. Mai 1955, BGBl. Nr . 152,
auf die Republik Österreich übergegangen ist,
besteht ein Anspruch auf Entschädigung nu r

a) für physische Personen unter der Voraus-
setzung des § 12 Abs. 5 des 1. Staatsver-
tragsdurchführungsgesetzes in der Fassung

des 2. Staatsvertragsdurchführungsgesetzes
vom 23. Jänner 1957, BGBl. Nr. 32;

b) für physische Personen, soweit auf sie § 9
des Vermögensvertragsdurchführungsge-
setzes vom 26. Juni 1958, BGBl. Nr . 132,
anzuwenden ist;

c) für physische Personen, denen der Ent-
schädigungsanspruch gemäß den Bestim-
mungen des Artikels I des 7. Staatsver-
tragsdurchführungsgesetzes vom 10. Juli
1958, BGBl. Nr . 148, übereignet worden ist.

§ 2. (1) Die Höhe der Entschädigung für An-
teilsrechte an den in der Anlage I genannten Ge-
sellschaften wird in Schillingen mit dem Zwei-
dreiviertelfachen des Nennwertes, auf den die An-
teilsrechte am 16. September 1946 gelautet haben,
festgesetzt.

(2) Die H ö h e der Entschädigung für Anteils-
rechte an den in der Anlage II genannten Gesell-
schaften wird in Schillingen mit dem Zweiein-
achtelfachen des Nennwertes, auf den die An-
teilsrechte am 16. September 1946 gelautet haben,
festgesetzt.

(3) Die Höhe der Entschädigung für Anteils-
rechte an den in der Anlage III genannten Gesell-
schaften wird in Schillingen mit dem Eineinhalb-
fachen des Nennwertes, auf den die Anteilsrechte
am 16. September 1946 gelautet haben, festge-
setzt.

(4) Zu der sich nach Abs. 1 bis 3 ergebenden
Entschädigung (Grundentschädigung) sind 52 v.
H . zur Befriedigung aller Zinsenansprüche für die
Zeit vom 16. September 1946 bis zum 31. Dezem-
ber 1959 sowie zur Abgeltung aller sonstigen An-
sprüche aus dem früheren Eigentum an den ver-
staatlichten Anteilsrechten zuzuschlagen (Zu-
schlag).

(5) Die Entschädigung (Abs. 1 bis 4) ist ab
1. Jänner 1960 mit 4 v. H . jährlich zu. verzinsen.

§ 3. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
hat Wertpapiere, die Entschädigungsansprüche
nach diesem Bundesgesetz verkörpern, gemäß § 1
des Wertpapierbereinigungsgesetzes, BGBl. Nr .
188/1954, zur Bereinigung aufzurufen.

(2) Die Anmeldung dieser Wertpapiere im
Wertpapierbereinigungsverfahren gilt zugleich als
Anmeldung der Entschädigungsansprüche. Die
Ausfolgung eines angemeldeten und als bereinigt
gekennzeichneten Wertpapieres, das einen Ent-
schädigungsanspruch nach diesem Bundesgesetz
verkörpert , an den Anmelder findet nicht statt.

(3) In der Anmeldung ist auch dann, wenn nach
dem Wertpapierbereinigungsgesetz an Stelle des
Namens und der Anschrift des Eigentümers die
Depotnummer anzugeben ist, der Wohnsitz (Ort
und Land) des Eigentümers sowie seine Staats-
angehörigkeit am 8. Mai 1945 und am 27. Juli
1955 anzuführen.
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(4) Das Bundesministerium für Finanzen kann
verlangen, daß noch weitere, für die Feststellung
des Entschädigungsanspruches erforderliche An-
gaben in die Anmeldung aufgenommen und
Nachweise für die in der Anmeldung enthaltenen
Angaben erbracht werden.

(5) Versäumte Anmeldungen können gemäß
§ 19 Abs. 1 des Wertpapierbereinigungsgesetzes
nachgeholt werden; die Entschädigungsansprüche
der Nachzügler sind in sinngemäßer Anwendung
der angeführten Gesetzesstelle zu behandeln.

(6) § 1 Abs. 1 bis 3 des Reststückegesetzes vom
26. Juni 1958, BGBl. Nr . 134, gilt auch für Wert-
papiere, auf die der Erste Abschnitt des vorlie-
genden Bundesgesetzes anzuwenden ist.

§ 4. (1) Die Kreditunternehmungen, bei denen
die Anmeldungen durchgeführt worden sind (An-
meldestellen), haben die von ihnen als bereinigt
gekennzeichneten Wertpapiere, die einen Ent-
schädigungsanspruch nach diesem Bundesgesetz
verkörpern, der Österreichischen Kontrollbank
Aktiengesellschaft in Wien einzuliefern; soweit
gemäß den Bestimmungen des Wertpapierbereini-
gungsgesetzes für bereinigte Stücke Ersatzstücke
auszugeben wären, werden diese durch die Sam-
melurkunde gemäß § 18 Abs. 4 des Wer tpapier -
bereinigungsgesetzes ersetzt.

(2) Das Bundesministerium für Finanzen hat
für bereinigte Wertpapiere binnen zwei Monaten
nach ihrer Einlieferung, frühestens einen Monat
nach Ablauf der Anmeldefrist, die nach diesem
Bundesgesetz zustehende Entschädigung den An-
meldestellen im Wege der Österreichischen Kon-
trollbank Aktiengesellschaft zugunsten der Ent-
schädigungsberechtigten zur Verfügung zu stellen.
Mit der Verrechnung der Entschädigung zwischen
der Österreichischen Kontrollbank Aktiengesell-
schaft und der Anmeldestelle ist die Entschädi-
gungspflicht des Bundes nach § 1 Abs. 1 erfüllt.

(3) Wird für ein eingeliefertes Wertpapier in-
nerhalb der Frist nach Abs. 2 eine Entschädigung
gemäß Abs. 2 nicht geleistet, so hat die Öster-
reichische Kontrollbank Aktiengesellschaft die
Anmeldestelle und diese den Anmelder davon un-
gesäumt mittels eingeschriebenen Briefes zu ver-
ständigen. Der Anmelder kann — bei sonstigem
Anspruchsverlust — innerhalb von fünf Jahren
nach Empfang dieser Verständigung den behaup-
teten Anspruch gegen den Bund im ordentlichen
Rechtswege geltend machen.

(4) Für die den Nachzüglern (§ 3 Abs. 5) als
Entschädigung gebührenden Bundesschuldver-
schreibungen gilt § 19 Abs. 2 des Wertpapier-
bereinigungsgesetzes sinngemäß.

§ 5. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
kann die Entschädigung in vierprozentigen, ab
1. Jänner 1960 in längstens zehn Jahren tilg-
baren Bundesschuldverschreibungen oder in Bar-
geld leisten.

(2) Abgabenpflichtige, die veranlagte Einkom-
mensteuer, Körperschaftsteuer (einschließlich des
auf diese Abgaben entfallenden Beitrages vom
Einkommen zur Förderung des Wohnbaues und
für Zwecke des Familienlastenausgleiches) und
solche, die Vermögenssteuer zu entrichten haben,
können bei dem hiefür zuständigen Finanzamt
ihre Abgabenschuldigkeiten bis zum Betrage von
höchstens 5 v. H . der im Laufe des unmittelbar
vorangegangenen Kalenderjahres zur Entrichtung
vorgeschriebenen Schuldigkeiten an den oben ge-
nannten Abgaben mit Bundesschuldverschreibun-
gen, die zum Nennwerte angenommen werden,
begleichen. Der nach Satz 1 dieses Absatzes zur
Tilgung von Abgabenschuldigkeiten zulässige Be-
trag ist so abzurunden, daß er mit Bundesschuld-
verschreibungen unter Berücksichtigung ihrer
Stückelung ohne Restbetrag abgedeckt werden
kann.

(3) Nähere Vorschriften über die Ausgabe und
Ausstattung der Bundesschuldverschreibungen und
über den Vorgang bei ihrer Verwendung zur
Abgabenentrichtung erläßt das Bundesministeri-
um für Finanzen mit Verordnung.

ZWEITER ABSCHNITT.

Bestimmungen über einvernehmliche Regelung
von Entschädigungsansprüchen.

§ 6. (1) Personen, die mit Ablauf des 16. Sep-
tember 1946 Eigentümer der in der Anlage IV
aufgezählten Unternehmungen oder Betriebe
waren, oder deren Rechtsnachfolger, haben ihre
Ansprüche auf Entschädigung anzumelden. § 6
des Ersten Verstaatlichungs-Entschädigungsge-
setzes vom 7. Juli 1954, BGBl. Nr . 189, sowie
§ 1 Abs. 2 und 3 des vorliegenden Bundesgesetzes
gelten sinngemäß.

(2) In der Anmeldung ist die Höhe des geltend
gemachten Entschädigungsanspruches anzugeben,
der Wohnsitz (Ort und Land) sowie die Staats-
angehörigkeit des Anmelders am 8. Mai 1945
und am 27. Juli 1955 anzuführen und der An-
spruch dem Grunde und der Höhe nach mit
sachdienlichen Unterlagen zu begründen.

(3) Die Bundesregierung kann mit den An-
spruchsberechtigten über die Entschädigung eine
einvernehmliche Regelung treffen. Hiebei ist
unter Berücksichtigung der besonderen Verhält-
nisse des Einzelfalles auf die bei der gesetzlichen
Festsetzung der Entschädigung für verstaatlichte
Anteilsrechte angewandten Grundsätze Bedacht
zu nehmen.

§ 7. (1) Die Bundesregierung kann mit Per-
sonen, die mit Ablauf des 16. September
1946 Eigentümer von durch das Verstaatli-
chungsgesetz vom 26. Juli 1946, BGBl. Nr . 168,
verstaatlichten Anteilsrechten an Gesellschaften
zur Förderung, Bearbeitung oder Verteilung
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von Bitumen oder Eigentümer von verstaatlich-
ten Unternehmungen oder Betrieben zur För-
derung, Bearbeitung oder Verteilung von Bitu-
men waren, oder mit deren Rechtsnachfolgern,
Entschädigungsansprüche einvernehmlich regeln,
soweit nicht die Bestimmungen des Artikels 1
Abs. 2 lit. d des Vertrages vom 15. Juni 1957
zwischen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland zur Regelung ver-
mögensrechtlicher Beziehungen, BGBl. Nr . 119/
1958, entgegenstehen.

(2) § 1 Abs. 2 und Abs. 3 lit. a und c, § 6
Abs. 3 letzter Satz sowie die Bestimmungen über
die Anspruchsanmeldung gemäß § 6 Abs. 1 und 2
gelten sinngemäß.

(3) Die Österreichische Mineralölverwaltung
Aktiengesellschaft in Wien hat auf Verlangen
des Bundesministeriums für Finanzen an den
Verhandlungen über eine Entschädigung bera-
tend mitzuwirken und alle für die Prüfung der
Ansprüche erforderlichen Unterlagen, soweit
sie bei ihr vorhanden oder von ihr beschaffbar
sind, zur Verfügung zu stellen.

§ 8. (1) Auf die nach §§ 6 und 7 einvernehm-
lich geregelten Entschädigungen ist § 5 dieses
Bundesgesetzes anzuwenden.

(2) Die Festsetzung der Entschädigungen, über
die auf Grund des Zweiten Abschnittes dieses
Bundesgesetzes keine einvernehmliche Regelung
zustandekommt, bleibt einem besonderen Bun-
desgesetz vorbehalten.

D R I T T E R ABSCHNITT.

Allgemeine Bestimmungen.

§ 9. (1) Vermögensvermehrungen, die darauf
zurückzuführen sind, daß gemäß den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes Entschädigungen
gewährt werden, bilden keine steuerpflichtigen
Einnahmen.

(2) Entschädigungsansprüche nach § 1 Abs. 2
des Verstaatlichungsgesetzes, BGBl. N r 168/
1946, für die gemäß den Bestimmungen des vor-
liegenden Bundesgesetzes eine Entschädigung zu
leisten ist, sind bei der endgültigen Veranlagung
der Vermögensabgabe und Vermögenszuwachs-
abgabe mit 30 v. H . des tatsächlichen Entschä-
digungsbetrages zu bewerten. Hiebei sind Abgel-
tungen mit dem Zuschlag nach § 2 Abs. 4 oder
mit dem bei einvernehmlichen Regelungen nach
§ § 6 und 7 dem Zuschlag entsprechenden Teil
des vereinbarten Entschädigungsbetrages außer
Ansatz zu lassen. Die gleiche Regelung gilt für
Zwecke der sonstigen Vermögensbesteuerung.

(3) Die zur Durchführung dieses Bundes-
gesetzes erforderlichen Schriften, Urkunden und
Amtshandlungen unterliegen nicht den Stem-
pel- und Rechtsgebühren sowie den Bundesver-
waltungsabgabcn.

§ 10. Angehörige eines Staates, der österrei-
chisches Vermögen konfiskatorischen Maß-
nahmen unterwirft, können Ansprüche auf Ent-
schädigung gemäß diesem Bundesgesetz nur
nach Maßgabe eines besonderen Bundesgesetzes
geltend machen.

VIERTER ABSCHNITT.

Abänderung und Ergänzung des Ersten Ver-
staatlichungs-Entschädigungsgesetzes.

§ 11. Angehörige eines Staates, der österrei-
chisches Vermögen konfiskatorischen Maß-
nahmen unterwirft, können Ansprüche auf Ent-
schädigung auf Grund des Ersten Verstaatli-
chungs-Entschädigungsgesetzes nur nach Maß-
gabe der in § 10 vorgesehenen bundesgesetz-
lichen Regelung geltend machen.

FÜNFTER ABSCHNITT.

Authentische Auslegung.

§ 12. (Verfassungsbestimmung.) § 3 und § 10
Abs. 1 bis 3 des Ersten Verstaatlichungs-Entschä-
digungsgesetzes, BGBl. Nr . 189/1954, sowie § 2
des vorliegenden Bundesgesetzes entsprechen dem
Art. 7 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas-
sung 1929 und dem Staatsgrundgesetz vom
21. Dezember 1867, RGBl. Nr . 142.

SECHSTER ABSCHNITT.

Vollzugsbestimmung.

§ 13. Mit der Vollziehung des § 6 Abs. 3 und
§ 7 Abs. -1 ist die Bundesregierung, mit der
Vollziehung der übrigen Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes das Bundesministerium für Fi-
nanzen betraut.

Schärf
Raab Pittermann Afritsch Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz Hartmann
Bock Waldbrunner Graf Kreisky

Anlage I.

St. Egydyer Eisen- und Stahl-Industrie-Gesell-
schaft, Wien,

Mannesmann-Trauzl Aktiengesellschaft, Wien,
Wiener Brückenbau- und Eisenkonstruktions-

Aktiengesellschaft, Wien.

Anlage II.

AEG-Union Elektrizitäts-Gesellschaft, Wien,

G. Rumpel Aktiengesellschaft, Wien,

Simmering-Graz-Pauker Aktiengesellschaft für

Maschinen-, Kessel- und Waggonbau, Wien,

Stahl- und Temperguß Aktiengesellschaft vorm.
Fischer-Traisen, Wien,

Vereinigte Wiener Metallwerke Aktiengesell-
schaft, Wien.
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Anlage III.

Berndorfer Metallwarenfabrik Arthur Krupp
Aktiengesellschaft, Wien,

Erste Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft,
Wien,

Hofherr-Schrantz, Landwirtschaftliche Maschi-
nenfabrik Aktiengesellschaft, Wien,

Wiener Lokomotivfabrik Aktiengesellschaft,
Wien.

Anlage IV.

Schmidhütte Krems, Schmid 8c Co. Kommandit-
gesellschaft, Wien,

Schmidhütte Liezen, Schmid & Co. Kommandit-
gesellschaft, Liezen,

Betrieb Kohlenbergbau Grünbach der „Sirius-
Grünbach" Aktiengesellschaft für Industrie und
Steinkohlenbergbau, Wien,

Gewerkschaft „Schwazer Bergwerks-Verein",
Schwaz.

4 . Bundesgesetz vom 18. Dezember 1959,
mit dem das Tierärztekammergesetz abgeän-

dert und ergänzt wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Tierärztekammergesetz, BGBl. Nr . 156/
1949, wird abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. § 12 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Das aktive Wahlrecht ist an die Kammer-
zugehörigkeit gebunden. Der Wahlberechtigte
muß ferner österreichischer Staatsbürger und
darf nicht vom Wahlrecht in die gesetzgebenden
Organe ausgeschlossen sein. Das aktive Wahlrecht
ruht, wenn und insolange es durch ein rechts-
kräftiges Erkenntnis der Disziplinarkommission
entzogen wurde ."

2. § 12 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die Wahlperiode beträgt vier Jahre. Bei
etwaigen Nach- oder Ergänzungswahlen endet die
Mandatsdauer ebenfalls am Ende der Wahl-
periode."

3. § 18 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Landeskammer- und Bundeskammer-
umlagen dürfen für jeden Kammerangehörigen
je die 20fache Mindestgebühr einer Hausordi-
nation für Großtiere nicht überschreiten."

4. § 19 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Tierärzte im öffentlichen Dienst, die neben
ihrer amtlichen Tätigkeit eine Privatpraxis aus-

üben, unterstehen nur hinsichtlich dieser der
Disziplinargewalt der Bundeskammer."

5. Die §§ 20 bis 23 haben zu lauten:

„§ 20. D i s z i p l i n a r k o m m i s s i o n .

(1) Zur Durchführung des Disziplinarverfahrens
wird die Disziplinarkommission bei der Bundes-
kammer der Tierärzte Österreichs, im folgenden
kurz als Disziplinarkommission bezeichnet, ein-
gerichtet.

(2) Die Disziplinarkommission besteht aus
einem Richter als Vorsitzenden, aus zwei Beamten
des Bundesministeriums für Land- und Forstwirt-
schaft, von denen der eine rechtskundig und der
andere ein Amtstierarzt sein muß, sowie aus
zwei weiteren Beisitzern, die aus dem Kreise der
kammerpflichtigen Tierärzte zu entnehmen sind.

(3) Der Vorsitzende und die dem Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft zugehö-
rigen Beisitzer der Disziplinarkommission wer-
den auf Vorschlag des Vorstandes der Bundes-
kammer vom Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft, der Vorsitzende im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Justiz, die
übrigen Beisitzer vom Vorstand der Bundeskam-
mer auf Vorschlag der Hauptversammlung der
Bundeskammer bestellt. Für die Mitglieder der
Disziplinarkommission ist die erforderliche An-
zahl von Ersatzmännern zu bestellen.

(4) Mitglieder des Vorstandes der Bundeskam-
mer oder einer Landeskammer können der Dis-
ziplinarkommission nicht angehören.

(5) Die Mitglieder der Disziplinarkommission
werden für die Dauer der Funktionsperiode des
Vorstandes der Bundeskammer bestellt.

§ 2 1 . E r k e n n t n i s s e d e r D i s z i p l i n a r -
k o m m i s s i o n ; B e s c h l u ß f a s s u n g .

(1) Die Mitglieder der Disziplinarkommission
sind in Ausübung ihres Amtes an keine Wei-
sungen gebunden. Die Erkenntnisse der Diszipli-
narkommission unterliegen nicht der Aufhebung
oder Abänderung im Verwaltungswege. Eine Be-
rufung ist unzulässig. Die Anrufung des Ver-
waltungsgerichtshofes durch den Beschuldigten
und den Disziplinaranwalt ist zulässig.

(2) Die Disziplinarkommission faßt ihre Be-
schlüsse mit Stimmenmehrheit . Der Vorsitzende
gibt seine Stimme zuletzt ab.

§ 22. D i s z i p l i n a r a n w a l t .

(1) Der Kammervorstand der Bundeskammer
hat einen Disziplinaranwalt zu bestellen.

(2) Dem Disziplinaranwalt obliegt die Anzeige
von Disziplinarvergehen an die Disziplinarkom-
mission und die Vertretung der Anzeige im Dis-
ziplinarverfahren als Partei.
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(3) Auf Weisung der Aufsichtsbehörde ist der
Disziplinaranwalt verpflichtet, die Disziplinar-
anzeige zu erstatten und zu vertreten.

§ 2 3 . E r s a t z v o n B a r a u s l a g e n .

Die Mitglieder der Disziplinarkommission und
der Disziplinaranwalt versehen ihre Aufgaben
ehrenamtlich, doch sind ihnen die notwendigen
Barauslagen von der Bundeskammer zu er-
setzen."

6. § 24 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Strafen nach Abs. 1 lit. b und c kön-
nen auch nebeneinander verhängt werden. Die
Strafe nach Abs. 1 lit. c darf das erstemal höch-
stens auf die Dauer eines Jahres und nur gegen
solche Kammermitglieder verhängt werden, die
wegen Disziplinarvergehens bereits mit einer
Geldstrafe bestraft worden sind. Die Strafe nach
Abs. 1 lit. d darf nur bei einem das Ansehen
der Tierärzteschaft besonders schädigenden Ver-
halten verhängt werden. Tierärzten gegenüber,
die im öffentlichen Dienst stehen, erstreckt sich
das Verbot der Ausübung der tierärztlichen
Praxis nicht auf die Ausübung des tierärztlichen
Berufes im Zusammenhang mit den Dienst-
pflichten des Tierarztes. Hiedurch wird aber seine
Verantwortlichkeit gegenüber seiner Dienst-
behörde nicht beeinträchtigt."

7. § 24 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Auf Ansuchen des Verurteilten hat die
Disziplinarkommission die Tilgung einer Diszi-
plinarstrafe zu verfügen, wenn die Verhängung
der Strafe mindestens fünf Jahre zurückliegt und
der Verurteilte innerhalb dieser Zeit keines
neuerlichen Disziplinarvergehens schuldig er-
kannt worden ist."

8. § 25 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Kosten des Disziplinarverfahrens sind
im Falle des Schuldspruches vom Verurteilten,
im Falle des Freispruches von der Bundeskammer
zu tragen."

9. § 26 hat zu entfallen.

10. § 27 erhält die Bezeichnung § 26 und hat
zu lauten:

„ § 2 6 . G e l d s t r a f e n .

(1) Der Präsident der Kammer kann, soweit
kein Anlaß zur Einleitung eines Disziplinarver-
fahrens gegeben ist, gegen Mitglieder wegen Ver-
nachlässigung der ihnen gegenüber der Kammer
obliegenden Pflichten, insbesondere wegen Un-
terlassung der Meldung (§ 2 Abs. 5), wegen
Nichterscheinens trotz Vorladung oder wegen
Störung der Ordnung in der Kammer, sowie

wegen beleidigender Schreibweise in schriftlichen
Eingaben, Geldstrafen bis zu 300 S verhängen.
Die Berufung hat aufschiebende Wirkung.

(2) Gegen eine vom Präsidenten der Kammer
verhängte Geldstrafe ist eine Berufung an den
Kammervorstand zulässig. Eine weitere Berufung
ist nicht zulässig.

(3) Geldstrafen sind im Verwaltungsweg ein-
zubringen."

11. Nach § 26 wird folgende Bestimmung ein-
gefügt:

„§ 27. A n w e n d u n g a n d e r e r R e c h t s -
v o r s c h r i f t e n .

Soweit sich aus den Vorschriften dieses Bun-
desgesetzes nichts anderes ergibt, sind für die
Durchführung des Disziplinarverfahrens die Vor-
schriften der Dienstpragmatik, RGBl. Nr . 14/
1914, sinngemäß anzuwenden."

12. Im § 28 hat der Abs. 3 zu lauten:

„(3) Die Geschäftsordnung, die Dienstordnung,
der Jahresvoranschlag, die Umlagenordnung, der
Rechnungsabschluß und der Gebührentarif (§ 5
Abs. 3 Z. 6), die Bestellung des Disziplinaran-
waltes sowie der nicht von der Aufsichtsbehörde
ernannten Mitglieder der Disziplinarkommission
unterliegen der Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn
die zu genehmigenden Akte den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes nicht widersprechen."

13. § 31 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist in Angelegenheiten der Landeskammern die
zuständige Landesregierung, sonst das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft, so-
weit es sich um die Bestellung des Vorsitzenden
der Disziplinarkommission handelt (§ 20 Abs. 3),
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Justiz, betraut."

Artikel II.

Die Bestimmung des Art. I Z. 2 gilt bereits für
die Mandatsdauer der laufenden Wahlperiode.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
in Angelegenheiten der Landeskammern die zu-
ständige Landesregierung, sonst das Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft, soweit es
sich um die Bestellung des Vorsitzenden der Dis-
ziplinarkommission handelt (§ 20 Abs. 3), im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Justiz, betraut.

Schärf
Raab Hartmann Tschadek
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5 . Bundesgesetz vom 18. Dezember 1959,
mit dem das Weingesetz 1929 neuerlich ab-
geändert wird (2. Weingesetznovelle 1959).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Weingesetz 1929, BGBl. Nr . 328, in der
Fassung des Gesetzes vom 29. August 1945, StGBl.
Nr . 157, über die Wiedereinführung des öster-
reichischen Weingesetzes 1929 und der Wein-
gesetznovelle 1959, BGBl. Nr. 39, wird abge-
ändert wie folgt:

1. § 4 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Ferner wird ausdrücklich für zulässig er-
klärt:

A. bei Traubenmost:
das Eindicken durch teilweisen Entzug des
Wassers durch Einwirkung von Wärme
oder Kälte (Traubendickmost), sofern der
Traubenmost ungezuckert, noch nicht
angegoren und aus Trauben gewonnen ist,
die im Inlande erzeugt wurden und nicht
von Direktträgerreben stammen;

B. bei Wein und Traubenmost, ausgenommen
Traubendickmost :
1. das Entsäuern mit reinem, gefälltem,

kohlensaurem Kalk,

2. das Zusetzen von Weinsäure zur Wieder-
herstellung erkrankter Weine oder
Traubenmoste im Höchstausmaße von
1 Gramm auf 1 Liter,

3. das Auffärben von Rotwein durch Be-
handlung mit frischen Rotweintrestern;

C. bei Wein:
die Herbeiführung einer Restsüße bis
zu einem Zuckergehalt von höchstens
10 Gramm im Liter durch Verschneiden
mit Traubendickmost (lit. A);

D. bei Obstwein aller Art:

1. das Zusetzen von Zitronensäure, Chlor-
ammonium und phosphorsaurem Am-
monium,

2. das Strecken (Aufnehmenlassen) der
Maische und das Strecken des Saftes durch
einen Wasserzusatz in dem Maße, daß der
gesamte zuckerfreie Extrakt des fertigen
Getränkes mindestens 14 Gramm in
einem Liter und sein Alkoholgehalt ein-
schließlich des auf Alkohol umgerech-
neten, etwa noch vorhandenen Zuckers
in 100 Raumteilen mindestens 3 Raum-
teile beträgt;

E. bei Obstwein, der aus Äpfeln, Birnen oder
einem Gemenge dieser beiden Obstarten
erzeugt ist:

das Zuckern (§ 8) in dem Maße, daß das
fertige Getränk in 100 Raumteilen ein-
schließlich des auf Alkohol umgerechneten,
etwa noch vorhandenen Zuckers nicht mehr
als 8 Raumteile Alkohol enthält;

F. bei Beeren- und Steinobstwein:

1. das Zuckern (§ 8) in dem Maße, daß das
fertige Getränk in 100 Raumteilen ein-
schließlich des auf Alkohol umgerech-
neten, etwa noch vorhandenen Zuckers
nicht mehr als 12 Raumteile Alkohol ent-
hält;

2. das Auffärben eines von Natur aus roten
Beeren- oder Steinobstweines mit frischen
Trestern oder dem Saft der gleichen
Obstgattung."

2. Die §§ 5, 6 und 7 haben zu lauten:

„§ 5. (1) Lesegut, das im Inlande gefechst
wurde, darf in Jahren einer zuckerarmen Ernte
durch Zusatz von Zucker, von Traubendickmost
(§ 4) oder von beiden dieser Stoffe aufgebessert
werden. Hiebei darf jedoch der Gesamtzucker-
gehalt nach der Aufbesserung den natürlichen
Zuckergehalt des Traubenmostes aus Wein-
trauben gleicher Art und Herkunft in guten
Jahren nicht übersteigen (Lesegutaufbesserung).

(2) Wird Lesegut mit bereits fertiggegorenem
Lesegut oder mit Wein eines früheren Jahrganges
verschnitten, so darf so weit aufgebessert werden,
daß der Gesamtgehalt des Verschnittes an Zucker
und Alkohol — dieser in Zucker umgerechnet —
das Ausmaß des Abs. 1 nicht überschreitet.

(3) Dem inländischen Lesegut ist solches Lesegut
gleichzuhalten, das von Weinbautreibenden, die
im Bundesgebiet ihren Wohnsitz haben, in ihren
außerhalb des Bundesgebietes gelegenen Wein-
gärten gefechst wird, wenn das Lesegut im
kleinen Grenzverkehr zollfrei eingeführt wer-
den darf.

§ 6. Die Lesegutaufbesserung ist nur bis 31. De-
zember des Jahres, in dem das Lesegut gewonnen
wurde, zulässig (Aufbesserungszeitraum).

§ 7. (1) Wer

a) Wein über das im § 4 Abs. 2 lit. C vor-
gesehene Ausmaß hinaus mit Traubendick-
most verschneidet,

b) Wein zuckert, es sei denn zum Zwecke der
Aufbesserung im Sinne des § 5 Abs. 2,

c) Lesegut über das im § 5 festgesetzte Aus-
maß hinaus oder nach dem 31. Dezember
(§ 6) aufbessert oder

d) so behandelten Traubenmost oder Wein in
Verkehr bringt,

begeht eine Verwaltungsübertretung und wird
mit Geld bis zu 30.000 S oder mit Arrest bis zu
sechs Wochen bestraft.



312 2. Stück — Ausgegeben am 2. Jänner 1960 — Nr . 5

(2) Im Straferkenntnis kann der Verfall des
Weines oder des Traubenmostes, der Gegenstand
des Strafverfahrens ist, ausgesprochen werden."

3. § 9 hat zu lauten:

„§ 9. Unbeschadet der Bestimmungen des § 13
ist das Verschneiden gestattet:

1. von Traubendickmost mit Wein nach Maß-
gabe der Bestimmungen des § 4 Abs. 2 lit. C,

2. von Traubendickmost mit Lesegut nach
Maßgabe der Bestimmungen der §§ 5 und 6,

3. von sonstigem Traubenmost oder von Wein
mit ebensolchem Traubenmost oder Wein,

4. von Obstwein, der aus Äpfeln, Birnen oder
einem Gemenge dieser beiden Obstarten er-
zeugt ist, mit Obstwein dieser Art,

5. von Steinobstwein mit Steinobstwein,
6. von Beerenwein mit Beerenwein."

4. § 10 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Zur Herstellung von Süßweinen sind außer
den sonst zulässigen Verfahrensarten, Verschnit-
ten und Zusätzen das Zusetzen von Zucker,
Traubendickmost oder Alkohol und die Ver-
wendung von Rosinen und Korinthen und an-
deren getrockneten Trauben sowie von Trauben-
most, dessen Gärung durch Alkoholzusatz ge-
hemmt wurde (Mistella), gestattet."

5. § 12 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Bei der Erzeugung von Schaumwein oder
Obstschaumwein sind die zur Erzielung eines
entsprechenden Säuregehaltes und Buketts erfor-
derlichen, in der rationellen Schaumweinerzeu-
gung üblichen, bei Wein oder Obstwein sonst
unstatthaften Verfahrensarten und gesundheits-
unschädlichen Zusätze gestattet. Bei der Erzeugung
von Schaumwein darf auch Zucker, Traubendick-
most oder Alkohol verwendet werden."

6. § 14 hat zu lauten:

„§ 14. (1) Wer Süßweine, Obstsüßweine, aro-
matisierte oder gewürzte Weine oder solche
Obstweine, Schaumweine, Obstschaumweine oder
Traubendickmost herstellen will, um sie in Ver-
kehr zu setzen, hat hievon der Bezirksverwal-
tungsbehörde die Anzeige zu erstatten und ihr
zugleich die für die Herstellung, Aufbewahrung
und Feilhaltung solcher Erzeugnisse bestimmten
Räume bekanntzugeben.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat den
Bundeskellereiinspektor hievon in Kenntnis zu
setzen.

(3) Wer Traubendickmost erzeugt, hat Bücher
zu führen, denen entnommen werden kann

a) Menge, Herkunft, Sorte und Zucker- und
Säuregehalt des Traubenmostes, der zu
Traubendickmost verarbeitet wurde,

b) die Menge an Traubendickmost, die erzeugt,
im eigenen Betrieb verwendet oder an an-
dere Betriebe abgegeben worden ist,

c) die Namen der Bezieher und ihre Anschrift,
d) der Zeitpunkt des Ankaufes des Trauben-

mostes und der Erzeugung, Verwendung
oder Abgabe des Traubendickmostes.

§ 31 Abs. 3, 4 erster Satz und 5 sind sinngemäß
anzuwenden.

(4) Wer der Vorschrift der Abs. 1 und 3 zu-
widerhandelt, wird von der Bezirksverwaltungs-
behörde mit Geld bis zu 3000 S oder mit Arrest
bis zu zwei Wochen bestraft."

7. § 15 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Wein oder Traubenmost, bei dessen Her-
stellung die Vorschriften des § 4 Abs. 2 lit. C
oder der §§ 5 und 6 nicht beachtet wurden, ist
deshalb allein nicht als verfälscht anzusehen."

8. § 16 Abs. 1 Z. 4 hat zu lauten:

„4. Weine, die einem Konzentrierungsverfah-
ren unterzogen worden sind, und die aus Wein-
konzentraten hergestellten Getränke."

9. § 23 hat zu lauten:

„§ 23. (1) Wein oder Traubenmost, der auf-
gebessert worden ist oder dem sonst Trauben-
dickmost zugesetzt wurde, darf nicht unter einer
Bezeichnung in Verkehr gesetzt werden, die ge-
eignet ist, den Anschein zu erwecken, daß dies
nicht geschehen sei, wie naturrein, naturbelassen,
rein, ungezuckert, nicht aufgebessert.

(2) Wer Wein oder Traubenmost in Verkehr
setzt, ist verpflichtet, dem Wiederverkäufer, an
den er ein solches Getränk veräußert, vor der
Veräußerung auf Verlangen mitzuteilen, ob das
Getränk aufgebessert wurde oder einen Trauben-
dickmostzusatz erhalten hat, und sich beim Er-
werb dieser Getränke die zur Erteilung dieser
Auskunft erforderliche Kenntnis zu sichern.

(3) Bezeichnungen, die auf besondere Sorgfalt
bei der Gewinnung der Weintrauben hinweisen,
dürfen nur für Weine verwendet werden, die
nicht aufgebessert wurden oder auch sonst keinen
Traubendickmostzusatz erhalten haben und aus
Weintrauben, die in der angegebenen Weise ge-
wonnen wurden, erzeugt worden sind.

(4) Als Spätlese darf nur Wein bezeichnet wer-
den, der nicht aufgebessert wurde und auch sonst
keinen Traubendickmostzusatz erhalten hat und
von solchen Trauben stammt, die erst nach der
allgemeinen Lese in vollreifem Zustande ge-
erntet worden sind.

(5) Als Auslese darf nur Wein bezeichnet wer-
den, der nicht aufgebessert wurde und auch sonst
keinen Traubendickmostzusatz erhalten hat und
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ausschließlich aus sorgfältig ausgelesenen Trauben
unter Aussonderung aller nicht Vollreifen, be-
schädigten oder kranken Beeren gewonnen wor-
den ist.

(6) Als Ausbruch darf nur Wein bezeichnet
werden, der nicht aufgebessert wurde und auch
sonst keinen Traubendickmostzusatz erhalten hat
und in Jahren starker Trockenbeerenbildung aus-
schließlich aus frisch gekeltertem Traubenmost ,
dem überreife, auf natürliche Weise eingetrock-
nete Beeren von Trauben derselben Art und Lage
sowie desselben Jahres zugesetzt wurden, erzeugt
worden ist."

10. § 37 hat zu entfallen.

Artikel II.

(1) Zur Gewinnung von Unterlagen
für gesetzliche Maßnahmen zur Regelung der

Lesegutaufbesserung (§§ 5 und 6 des Wein-
gesetzes 1929),

für Maßnahmen zur Förderung des Qualitäts-
weinbaues,

zur Abgrenzung von Gebieten mit Weinbau,
wo auf Grund ähnlicher Erzeugungsverhält-
nisse gleichartige und gleichwertige Weine
erzeugt werden und die auf Grund allfälliger
gesetzlicher Maßnahmen eine einheitliche
geographische Bezeichnung führen sollen
(Weinbaugebiete)

kann das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft in Gebieten mit Weinbau die
Durchführung von Erhebungen im Sinne des
Abs. 2 anordnen.

(2) Zu erheben sind die Weinbauverhältnisse
und Tatsachen des Erzeugungsvorganges bis ein-
schließlich der Lese, soweit sie auf die Güte des
Weines bestimmter Betriebe (Abs. 3) von Ein-
fluß sein können, wie

Boden, Lage, Traubensorte, Witterungsverlauf,
ferner Reifegrad, Gesundheitszustand und
sonstige Eigenschaften des Lesegutes,

Weingartenbearbeitung, Rebenzucht, Lesevor-
gang-

(3) Die Erhebungen sind stichprobenweise
durch eine Reihe von Jahren, womöglich in den-
selben Betrieben, durchzuführen. Die Betriebe

müssen so gewählt werden, daß die gewonnenen
Ergebnisse für einen bestimmten örtlichen Be-
reich als Durchschnittsergebnisse gelten können
(Richtbetriebe). Sie werden vom Bundesministe-
rium für Land- und Forstwirtschaft nach An-
hörung der Landwirtschaftskammer und des zu-
ständigen Bundeskellereiinspektors und Einho-
lung der Zustimmung des Betriebsinhabers be-
stimmt.

(4) Die fachliche Leitung der Erhebungen steht
dem zuständigen Bundeskellereiinspektor zu.
Der Landeshauptmann kann Personen, die die
fachliche Eignung besitzen und sich hiezu bereit-
erklären, zur Unters tützung der Erhebungen
heranziehen, Bundes- und Landesbedienstete mit
Ausnahme der Bundeskellereiinspektoren sowie
Bedienstete der Landwirtschaftskammer jedoch
nur dann, wenn ihre Dienststelle zustimmt. Diese
Organe sind als Beamte im Sinne des § 101 des
Strafgesetzes anzusehen und genießen den Schutz
als obrigkeitliche Personen gemäß § 68 des Straf-
gesetzes.

(5) Die Ergebnisse der Erhebungen dürfen nur
für den im Abs. 1 angeführten Zweck verwendet
werden.

(6) Die bei der Erhebung mitwirkenden Or-
gane sind verpflichtet, die Angaben geheimzu-
halten. Die gleiche Pflicht trifft die Erhebungs-
organe hinsichtlich der bei der Erhebung ge-
machten Beobachtungen.

(7) Wer die Geheimhaltungspflicht (Abs. 6) ver-
letzt, begeht, wenn darin keine strenger zu be-
strafende Handlung gelegen ist, eine Verwal-
tungsübertretung und wird mit Geld bis zu
30.000 S bestraft. Sofern die Zuwiderhandlung
auch eine Dienstpflichtverletzung darstellt, t r i t t
an Stelle der Verwaltungsstrafe die disziplinäre
Ahndung.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft, hinsichtlich des Artikels I im Einverneh-
men mit den Bundesministerien für Handel und
Wiederaufbau und für soziale Verwaltung be-
traut.

Schärf
Raab Hartmann Bock Proksch
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